
 

 

 

 

 

Staige One AG 

 
München 

 

- ISIN DE000A3CQ5L6 - 

- WKN A3CQ5L - 

 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: SPC082024oHV 

 

Hiermit laden wir unsere Aktionäre zu der 

 

ordentlichen Hauptversammlung 

 
am Dienstag, den 20. August 2024, um 11:00 Uhr (MESZ) 

Signal Iduna Park, Strobelallee 50, 44139 Dortmund, 

ein. 

 

 

 

TAGESORDNUNG 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Staige One AG und des 

gebilligten Konzernabschlusses sowie des Berichtes des Aufsichtsrates für das 

Geschäftsjahr 2023 

 

Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt 1 ist nicht erforderlich, da der 

Aufsichtsrat den Jahresabschluss und den Konzernabschluss bereits gebilligt hat. Der 

Jahresabschluss ist damit festgestellt. § 175 Abs. 1 Satz 1 Aktiengesetz (AktG) sieht vor, 

dass der Vorstand die Hauptversammlung lediglich zur Entgegennahme vorstehender 

Unterlagen, nicht aber zur Beschlussfassung über diese Unterlagen einzuberufen hat.  

 

Sämtliche vorstehenden Unterlagen sind ab Einberufung der Hauptversammlung über 

die Internetseite der Gesellschaft unter 

 

https://finanzen.staige.com/hauptversammlung 
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zugänglich und werden während der Hauptversammlung ebenfalls zugänglich gemacht. 

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 

Geschäftsjahr 2023 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2023 amtierenden 

Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2023 Entlastung zu erteilen. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2023 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2023 amtierenden 

Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2023 Entlastung zu erteilen.  

 

4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2024 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Baker Tilly GmbH & Co. KG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Düsseldorf, zum 

Abschlussprüfer und zum Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2024 zu 

wählen. 

 

5. Beschlussfassung über die Änderung von § 10 Abs. 5 S. 2 der Satzung 

 

§ 123 Abs. 4 S. 2 AktG wurde durch das Zukunftsfinanzierungsgesetz (ZuFinG) 

geändert. Aus diesem Grund soll die Satzungsregelung in § 10 Abs. 5 S. 2 der Satzung 

an die neue Gesetzesfassung angepasst werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung daher vor, zu beschließen: 

 

§ 10 Abs. 5 S. 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Geschäftsschluss des 22. 

Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen.“ 

 

6. Beschlussfassung über die Änderung von § 1 Abs. 2 der Satzung (Sitz) 

 

Der Sitz der Gesellschaft soll nach Essen verlegt werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung daher vor, zu beschließen: 

 

Der Sitz der Gesellschaft wird nach Essen verlegt. 

 

§ 1 Abs. 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Essen.“ 
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7. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 

2023, die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2024 mit möglichem Aus-

schluss des Bezugsrechts sowie die entsprechende Satzungsänderung 

 

Das Genehmigte Kapital 2023 wurde bis auf EUR 1.739.307,00 ausgenutzt. 

 

Aus diesem Grund soll mit dem nachfolgenden Beschlussvorschlag das Genehmigte 

Kapital 2023 aufgehoben und ein neues Genehmigtes Kapital 2024 in Höhe von 50 % 

des Grundkapitals geschaffen werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

 

a) Die in § 4 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft enthaltene Ermächtigung des 

Vorstands, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

bis zum 6.°August 2028 einmalig oder mehrfach um bis zu insgesamt 

EUR 1.739.307,00 durch Ausgabe von bis zu 1.739.307 neuen, auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2023), wird mit Wirkung 

zum Zeitpunkt der Eintragung des unter den nachfolgenden Buchstaben 

beschlossenen neuen Genehmigten Kapitals 2024 aufgehoben.  

 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 

19. August 2029 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrfach um bis 

zu insgesamt EUR 2.791.397,00 durch Ausgabe von bis zu 2.791.397 neuen, auf 

den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2024). Die neuen Aktien sind ab Beginn des 

Geschäftsjahres, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch kein 

Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

gefasst worden ist, gewinnberechtigt. Den Aktionären ist grundsätzlich ein 

Bezugsrecht einzuräumen; das gesetzliche Bezugsrecht kann auch in der Weise 

eingeräumt werden, dass die neuen Aktien von einem Kreditinstitut oder einem 

nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Institut mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten 

(mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,  

 

- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 

 

- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 20 % des Grundkapitals nicht 

übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht 

wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen 

dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund anderer Ermächtigungen 

nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 
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- wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung der 

Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, 

Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender 

Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von anderen Assets oder 

Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt; 

 

-  wenn die Aktien Vorständen und Mitarbeitern der Gesellschaft und der mit ihrem 

verbundenen Unternehmen im Rahmen eines 

Mitarbeiterbeteiligungsprogramms zur Zeichnung angeboten werden; 

 

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft 

ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 

Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde.  

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der 

Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 

der Durchführung der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital jeweils 

anzupassen. 

 

c) § 4 Abs. 6 der Satzung wird entsprechend des vorstehenden Beschlusses wie folgt 

neu gefasst:  

 

„(6) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 

19. August 2029 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrfach 

um bis zu insgesamt EUR 2.791.397,00 durch Ausgabe von bis zu 2.791.397 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2024). Die neuen Aktien sind 

ab Beginn des Geschäftsjahres, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe der 

neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die 

Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, gewinnberechtigt. Den 

Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das gesetzliche 

Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen 

Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 

gleichgestellten Institut mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 

Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (mittelbares 

Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,  

 

- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 

 

- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 20 % des Grundkapitals nicht 

übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht 

wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen 
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dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund anderer 

Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

 

- wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung der 

Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, 

Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender 

Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von anderen Assets oder 

Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt; 

 

- wenn die Aktien Vorständen und Mitarbeitern der Gesellschaft und der mit 

ihrem verbundenen Unternehmen im Rahmen eines 

Mitarbeiterbeteiligungsprogramms zur Zeichnung angeboten werden; 

 

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft 

ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde.  

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der 

Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 

der Durchführung der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital jeweils 

anzupassen." 

 

Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 

Abs. 4 Satz 2 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts in 

Tagesordnungspunkt 7 

 

Das Genehmigte Kapital 2023 soll aufgehoben und ein neues 

Genehmigtes Kapital 2024 soll geschaffen werden. Mit der vorgeschlagenen neuen 

Ermächtigung wird der Vorstand in die Lage versetzt, künftig im Rahmen des 

genehmigten Kapitals die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den geschäftlichen 

Erfordernissen anzupassen. Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben die 

Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht, wobei auch ein mittelbares Bezugsrecht 

gewährt werden kann. Es ist jedoch vorgesehen, das Bezugsrecht der Aktionäre in 

nachfolgenden Fällen auszuschließen: 

 

- Der Vorstand soll ermächtigt werden, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats zum Ausgleich von Spitzenbeträgen 

auszuschließen. Für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei 

Spitzenbeträgen sind ausschließlich technische Gründe maßgeblich. Hierdurch 

soll es dem Vorstand im Einzelfall ermöglicht werden, ein glattes Bezugsverhältnis 

herzustellen. Dies erleichtert die Abwicklung von Bezugsrechten und erspart 



- 6 - 

 

 

zusätzlichen Aufwand. Der mögliche Verwässerungseffekt ist auf Grund der 

Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.  

 

- Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, bei einer Barkapitalerhöhung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, wenn eine 

Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 20 % des Grundkapitals nicht überschreitet 

und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich 

unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Diese Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts bei Barkapitalerhöhungen gibt dem Vorstand die Möglichkeit, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag liegt damit im Rahmen 

der gesetzlichen Regelung. Das Volumen der Ermächtigung entspricht 20 % des 

Grundkapitals der Gesellschaft. Diese Ermächtigung ermöglicht eine kurzfristige 

Aktienplatzierung unter flexibler Ausnutzung günstiger Marktverhältnisse und führt 

in der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall einer 

Aktienplatzierung mit Bezugsrecht, da bei der Festlegung des Platzierungspreises 

kein Kursänderungsrisiko für den Zeitraum der Bezugsfrist berücksichtigt werden 

muss. Der Vorstand soll mit dieser Form der Kapitalerhöhung in die Lage versetzt 

werden, die für die zukünftige Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung der 

Eigenkapitalausstattung zu optimalen Bedingungen vornehmen zu können. 

Dadurch, dass der Ausgabebetrag der Aktie den Börsenkurs jeweils nicht 

wesentlich unterschreitet, wird dem Interesse der Aktionäre an einem wertmäßigen 

Verwässerungsschutz Rechnung getragen. Da die neuen Aktien nahe am 

Börsenkurs platziert werden, kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner 

Beteiligungsquote Aktien am Markt zu annähernd gleichen Bedingungen 

erwerben, wie sie die Emission vorsieht. Der Vorstand wird den Ausgabebetrag so 

nahe an dem dann aktuellen Börsenkurs festlegen, wie dies unter 

Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt möglich ist, und sich um 

eine marktschonende Platzierung der neuen Aktien bemühen. 

 

- Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht auszuschließen, wenn die Aktien gegen Sacheinlagen zum Zwecke 

des Erwerbs von Unternehmen oder Unternehmensteilen oder von Beteiligungen 

an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder 

zum Zwecke des Erwerbs von anderen Assets oder Forderungen gegen die 

Gesellschaft ausgegeben werden. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des 

Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen aus genehmigtem Kapital soll der 

Gesellschaft die Möglichkeit geben, in geeigneten Fällen Unternehmen, 

Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen sowie andere Assets oder 

Forderungen gegen die Gesellschaft gegen Überlassung von Aktien der 

Gesellschaft zu erwerben oder sich mit anderen Unternehmen 

zusammenschließen zu können. Die Gesellschaft hat damit ein Instrument, 

eventuelle Akquisitionsmöglichkeiten unter Zuhilfenahme flexibler und 

liquiditätsschonender Finanzierungsmöglichkeiten zu realisieren. Die Möglichkeit, 

rasch und erfolgreich auf entsprechende vorteilhafte Angebote oder sich bietende 
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Gelegenheiten reagieren zu können, dient dabei auch dem Erhalt und der 

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft. Die Ermächtigung erstreckt 

sich insbesondere auf den Erwerb von Beteiligungen im Rahmen sogenannter 

„Share Deals“, d. h. durch den Erwerb von Gesellschaftsanteilen, sowie auf den 

Erwerb im Rahmen sogenannter „Asset Deals“, d. h. die Übernahme eines 

Unternehmens oder Unternehmensteils mittels Erwerbs der sie bestimmenden 

Vermögensgegenstände, Rechte, Vertragspositionen und Ähnlichem. Die 

Möglichkeit, im Einzelfall Forderungen gegen die Gesellschaft durch die Ausgabe 

von Aktien der Gesellschaft zurückführen zu können, hat ebenfalls den Vorteil, 

dass eine Belastung der Liquidität vermieden wird. Da eine Kapitalerhöhung in den 

vorgenannten Fällen häufig kurzfristig erfolgen muss, kann diese in aller Regel 

nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung 

unmittelbar beschlossen werden. Die Einberufung einer außerordentlichen 

Hauptversammlung für jeden einzelnen Erwerb wäre in diesen Fällen jedoch aus 

Kosten- und Zeitgründen nicht praktikabel. Um auch in solchen Fällen kurzfristig 

handlungsfähig zu sein, liegt es im Interesse der Gesellschaft, das Grundkapital 

durch Ausgabe neuer Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

gegen Sacheinlagen zu erhöhen. 

 

- Zudem soll der Aufsichtsrat bzw. der Vorstand ermächtigt werden, die Aktien 

Vorständen und Mitarbeitern der Gesellschaft und der mit ihr verbundenen 

Unternehmen im Rahmen eines Mitarbeiterbeteiligungsprogramms zur Zeichnung 

anzubieten. 

 

- Außerdem soll der Vorstand ermächtigt werden, den Inhabern der von der 

Gesellschaft ausgegebenen Optionsscheine und/oder 

Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 

zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts 

zustehen würde. 

Dieser Bezugsrechtsausschluss ist nicht zuletzt deshalb erforderlich und 

angemessen, um die genannten Personen in gleichem Maße wie Aktionäre vor 

Verwässerung ihrer Rechte zu schützen. Durch den Bezugsrechtsausschluss 

kann den Inhabern von Wandlungs- und Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten 

so ein Bezugsrecht auf neue Aktien in gleicher Weise gewährt werden, wie es 

ihnen zustünde, wenn sie von ihrem Umtausch- oder Optionsrecht vor der 

Durchführung der Kapitalerhöhung Gebrauch gemacht hätten. Die Inhaber 

werden mit anderen Worten behandelt, als seien sie bereits Aktionär. Hierdurch 

wird vor allem eine Platzierung von Wandlungs-/ Optionsschuldverschreibungen 

am Kapitalmarkt erleichtert. 

 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit 

wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des 

Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. Der 



- 8 - 

 

 

Ausgabebetrag für die neuen Aktien wird dabei jeweils vom Vorstand mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats unter Wahrung der Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 

festgelegt. 

 

8. Beschlussfassung über eine Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen mit möglichem Ausschluss des Bezugsrechts, 

über die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2024/I und die entsprechende 

Satzungsänderung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

 

a) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 19. 

August 2029 einmalig oder mehrmalig auf den Inhaber lautende Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 50 Mio. 

(nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“) mit einer Laufzeit von 

längstens 20 Jahren zu begeben und den Inhabern der Schuldverschreibungen 

Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf neue Aktien der Gesellschaft mit einem 

anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu insgesamt EUR 2.319.474,00 nach 

näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen zu gewähren. 

Die Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmalig, insgesamt oder in 

Teilen sowie auch gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. 

 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 

Schuldverschreibungen zu. Das gesetzliche Bezugsrecht kann auch in einer 

Weise eingeräumt werden, dass die Schuldverschreibungen von einem oder 

mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 

Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre der Gesellschaft auf 

die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht auf Aktien der 

Gesellschaft ganz oder teilweise auszuschließen, 

 

- sofern die Schuldverschreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden 

und so ausgestattet sind, dass ihr Ausgabepreis ihren nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht 

wesentlich unterschreitet; dies gilt jedoch nur insoweit, als die zur Bedienung 

der dabei begründeten Options- und/oder Wandlungsrechte und -pflichten 

auszugebenden Aktien insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht 

überschreiten, und zwar weder bezogen auf den Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch auf den Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung. Beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der 

Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

 

- um den Inhabern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien der 
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Gesellschaft zum Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem 

Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte 

zustünden; 

 

- um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 

 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der 

Wandelschuldverschreibungen das Recht, ihre Wandelschuldverschreibungen 

nach näherer Maßgabe der Wandelanleihebedingungen in Aktien der Gesellschaft 

umzutauschen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der bei Wandlung 

auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der Wandelschuldverschreibungen 

nicht übersteigen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des 

Nennbetrages einer Wandelschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich 

auch durch Division des unter dem Nominalbetrag liegenden Ausgabebetrags 

einer Wandelschuldverschreibung durch den festgelegten Wandlungspreis für 

eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Es kann vorgesehen werden, dass das 

Umtauschverhältnis variabel und der Wandlungspreis innerhalb einer 

festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses 

während der Laufzeit oder während eines bestimmten Zeitraums innerhalb der 

Laufzeit festgesetzt wird. Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine 

ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende 

Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen 

zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. 

 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen wird bzw. werden jeder 

Optionsschuldverschreibung eine oder mehrere Optionsschein(e) beigefügt, der 

bzw. die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden 

Optionsbedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigt bzw. 

berechtigen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je 

Optionsschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den Nennbetrag der 

Optionsschuldverschreibungen nicht übersteigen.  

 

Die jeweiligen Schuldverschreibungsbedingungen können auch eine 

Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt 

begründen. Schließlich können die Schuldverschreibungsbedingungen vorsehen, 

dass im Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung die Gesellschaft dem 

Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, 

sondern den Gegenwert in Geld zahlt. Ferner können die jeweiligen 

Schuldverschreibungsbedingungen festlegen, dass im Falle der Wandlung bzw. 

Optionsausübung auch eigene Aktien der Gesellschaft gewährt werden können.  

 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie der 

Gesellschaft (Bezugspreis) muss auch bei einem variablen Umtauschverhältnis/ 

Wandlungspreis entweder (a) mindestens 80 % des durchschnittlichen 



- 10 - 

 

 

Schlusskurses der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an die 

Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an den zehn Börsentagen unmittelbar vor dem Tag der 

Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder (b) mindestens 80 % des durchschnittlichen 

Schlusskurses der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an die 

Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 

Nachfolgesystem) während der Tage, an denen die Bezugsrechte an der 

Düsseldorfer Wertpapierbörse gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden 

letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels, entsprechen. §§ 9 Abs. 1, 199 Abs. 

2 AktG bleiben unberührt. 

 

Sofern während der Laufzeit einer Schuldverschreibung Verwässerungen des 

wirtschaftlichen Werts der bestehenden Wandlungs- oder Optionsrechte eintreten 

und dafür keine Bezugsrechte als Kompensation eingeräumt werden, werden die 

Wandlungs- oder Optionsrechte – unbeschadet des geringsten Ausgabebetrags 

gemäß § 9 Abs. 1 AktG – wertwahrend angepasst, soweit die Anpassung nicht 

bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist. In jedem Fall darf der anteilige Betrag 

des Grundkapitals der je Schuldverschreibung zu beziehenden auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien den Nennbetrag pro Schuldverschreibung nicht 

überschreiten.  

 

Statt einer Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises kann nach näherer 

Bestimmung der Bedingungen der Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen 

auch die Zahlung eines entsprechenden Betrages in Geld durch die Gesellschaft 

bei Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung der 

Options- bzw. Wandlungspflicht vorgesehen werden. Die Schuldverschreibungs-

bedingungen können darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder 

anderer außerordentlicher Maßnahmen bzw. Ereignisse eine Anpassung der 

Options- bzw. Wandlungsrechte bzw. -pflichten vorsehen. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit 

und Stückelung, Wandlungs- bzw. Optionspreis und den Wandlungs- bzw. 

Optionszeitraum, festzusetzen. 

 

b) Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 2.319.474,00 durch 

Ausgabe von bis zu 2.319.474 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 

Gewährung von Aktien an die Inhaber von Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen, die gemäß vorstehender Ermächtigung begeben 

werden. Die Bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die 

Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die auf der 

Grundlage der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 20. August 2024 von 
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der Gesellschaft bis zum 19. August 2029 begeben werden, von ihrem Wandel- 

bzw. Optionsrecht Gebrauch machen oder Wandlungspflichten aus solchen 

Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit nicht andere Erfüllungsformen 

zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien sind ab Beginn des 

Geschäftsjahres, für das zum Zeitpunkt des Entstehens der neuen Aktien durch 

Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten der neuen Aktien noch kein 

Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

gefasst worden ist, gewinnberechtigt. Der Vorstand wird ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 

bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die 

Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des bedingten 

Kapitals anzupassen. 

 

f) § 4 Abs. 8 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu eingefügt: 

 

"(8) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 2.319.474,00 durch 

Ausgabe von bis zu 2.319.474 neuen, auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024/I). Die bedingte 

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die auf der Grundlage der 

Ermächtigung der Hauptversammlung vom 20. August 2024 von der 

Gesellschaft bis zum 19. August 2029 begeben werden, von ihrem Wandel- 

bzw. Optionsrecht Gebrauch machen oder Wandlungspflichten aus solchen 

Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit nicht andere 

Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien 

nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung 

von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von 

Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat 

ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 

Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen.“ 

 

Bericht des Vorstands gemäß § 221 Abs. 4 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

über den Ausschluss des Bezugsrechts zu Tagesordnungspunkt 8 

 

Die Tagesordnung sieht unter Tagesordnungspunkt 8 eine Ermächtigung zur Ausgabe 

von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen vor. Nach dieser Ermächtigung 

ist es dem Vorstand möglich, bis zum 19. August 2029 einmalig oder mehrmalig auf den 

Inhaber lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen im 

Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 50 Mio. mit einer Laufzeit von längstens 20 Jahren 

zu begeben und den Inhabern der Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. 

Optionsrechte auf neue Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von bis zu insgesamt EUR 2.319.474,00 einzuräumen.  
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Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die 

Entwicklung des Unternehmens. Ein Instrument der Finanzierung sind dabei Options- 

oder Wandelschuldverschreibungen, durch die dem Unternehmen zunächst 

zinsgünstiges Fremdkapital zufließt, das ihm später in Form von Eigenkapital unter 

Umständen erhalten bleibt. Die vorgeschlagene Ermächtigung wird daher dem Vorstand 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats, insbesondere bei Eintritt günstiger 

Kapitalmarktbedingungen, den Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden 

flexiblen und zeitnahen Finanzierung eröffnen. Die erzielten Wandel- und 

Optionsprämien kommen der Gesellschaft zugute. Die ferner vorgesehene Möglichkeit, 

neben der Einräumung von Wandel- und Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu 

begründen, erweitert den Spielraum für die Ausgestaltung dieses 

Finanzierungsinstruments. Rechtsprechung und Gesetzgeber haben den 

Gesellschaften jüngst wieder die für sie günstige Möglichkeit eröffnet, 

Schuldverschreibungen auf der Basis von bedingten Kapitalia zu begeben, die nur einen 

Mindestausgabebetrag (anstatt des zwischenzeitlich geforderten konkreten 

Ausgabebetrages) vorsehen.  

 

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die Options- bzw. 

Wandelschuldverschreibung zu (§ 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 1 AktG). Um die 

Abwicklung zu erleichtern, soll von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, die 

Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen an ein oder mehrere Kreditinstitute mit 

der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären die Anleihen entsprechend ihrem 

Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht i.S.v. § 186 Abs. 5 AktG). Der 

Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen 

 

- sofern die Schuldverschreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden und so 

ausgestattet sind, dass ihr Ausgabepreis ihren nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht 

wesentlich unterschreitet; dies gilt jedoch nur insoweit, als die zur Bedienung der 

dabei begründeten Options- und/oder Wandlungsrechte und -pflichten 

auszugebenden Aktien insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht überschreiten, 

und zwar weder bezogen auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch auf den 

Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Beim Gebrauchmachen dieser 

Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

 

Hierdurch erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr 

kurzfristig und schnell zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der 

Konditionen bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz, Options- bzw. 

Wandlungspreis und Ausgabepreis der Options- und 

Wandelschuldverschreibungen zu erreichen. Eine marktnahe 

Konditionsfestsetzung und reibungslose Platzierung wäre bei Wahrung des 

Bezugsrechts nur eingeschränkt möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine 
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Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit bei Options- bzw. 

Wandelschuldverschreibungen der Konditionen dieser Anleihe) bis zum drittletzten 

Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an den 

Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, 

welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Konditionen der 

Schuldverschreibungen und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch ist bei 

Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit dessen Ausübung 

(Bezugsverhalten) die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit 

zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann bei Einräumung eines 

Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig 

auf günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist 

rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die 

Gesellschaft ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen können. 

 

Für diesen Fall eines Ausschlusses des Bezugsrechts gilt gemäß § 221 Abs. 4 

Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die dort 

geregelte Grenze für Bezugsrechtsauschlüsse von zwanzig Prozent des 

Grundkapitals ist nach dem Beschlussinhalt einzuhalten. Die Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gilt nur für 

Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des 

Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 20 % des Grundkapitals entfällt, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung. Hierbei werden auf die Zwanzigprozentgrenze Aktien, die 

unter Ausnutzung einer zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 

geltenden bzw. an deren Stelle tretenden Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien 

aus genehmigten Kapital gemäß § 203 Abs. 1 und 2 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden sowie eigene 

Aktien, die gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 3 AktG unter 

Ausschluss des Bezugsrechts übertragen werden, jeweils angerechnet. Dadurch 

ist sichergestellt, dass die Interessen der Aktionäre an einer möglichst geringen 

Beeinträchtigung ihrer Rechte gewahrt werden. 

 

Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich ferner, dass der Ausgabepreis den 

theoretischen Marktwert der Schuldverschreibung nicht wesentlich unterschreiten 

darf. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass eine nennenswerte wirtschaftliche 

Verwässerung des Wertes der Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher 

Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien Ausgabe von Options- bzw. 

Wandelschuldverschreibungen eintritt, kann ermittelt werden, indem der 

theoretische Marktwert der Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen nach 

anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden errechnet und mit 

dem Ausgabepreis verglichen wird. Liegt danach dieser Ausgabepreis nur 

unwesentlich unter dem theoretischen Marktwert zum Zeitpunkt der Begebung der 

Options- oder Wandelschuldverschreibungen, ist nach dem Sinn und Zweck der 

Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrechtsausschluss wegen des 

nur unwesentlichen Abschlags zulässig. Zur Ermittlung des theoretischen 
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Marktwerts der Schuldverschreibungen hat der Vorstand die Pflicht, eine Opinion 

einer Investmentbank oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft einzuholen. Diese 

Opinion hat zu belegen, dass der Ausgabepreis den theoretischen Marktwert der 

Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet, so dass der Schutz der 

Aktionäre vor einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes gewährleistet ist. 

 

Außerdem haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der 

Gesellschaft auch nach Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten jederzeit 

durch Zukäufe von Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten. Demgegenüber 

ermöglicht die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss der Gesellschaft 

marktnahe Konditionsfestsetzung, größtmögliche Sicherheit hinsichtlich der 

Platzierbarkeit bei Dritten und kurzfristige Ausnutzung günstiger Marktsituationen. 

 

- um den Inhabern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft zum 

Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie 

sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte zustünden; 

 

Der marktübliche Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber bereits 

ausgegebener Schuldverschreibungen hat den Vorteil, dass der Wandlungs-

/Optionspreis für die bereits ausgegebenen und regelmäßig mit einem 

Verwässerungsschutzmechanismus ausgestatteten Schuldverschreibungen nicht 

ermäßigt zu werden braucht. Dadurch können die Schuldverschreibungen in 

mehreren Tranchen attraktiver platziert werden, und es wird insgesamt ein höherer 

Mittelzufluss ermöglicht. Auch dieser Bezugsrechtsausschluss liegt damit im 

Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. 

 

- um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

 

Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist sinnvoll und 

marktkonform, um ein praktisch handhabbares Bezugsverhältnis herstellen zu 

können. Dies erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Die 

Kosten eines Bezugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen stehen auch in keinem 

vernünftigen Verhältnis zum Vorteil für die Aktionäre. 

 

Bei Abwägung aller genannten Umstände hält der Vorstand die vorgeschlagene 

Ermächtigung zum Bezugsrechtausschluss in den genannten Fällen aus den 

aufgezeigten Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für 

angemessen. 

 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie der 

Gesellschaft muss indessen (auch bei einem variablen Umtauschverhältnis bzw. einem 

variablen Wandlungs- oder Optionspreis), außer im Falle einer Wandlungspflicht, 

entweder mindestens 80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der 

Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an den 

zehn Börsenhandelstagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über 
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die Begebung der Schuldverschreibungen betragen oder mindestens 80 % des 

durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder 

einem entsprechenden Nachfolgesystem) während der Bezugsfrist, mit Ausnahme der 

beiden letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels entsprechen. 

 

Das vorgesehene Bedingte Kapital 2024/I (§ 4 Abs. 8 der Satzung) dient dazu, die mit 

den Schuldverschreibungen verbundenen Wandlungs- oder Optionsrechte zu bedienen 

oder Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft zu erfüllen, soweit die 

Schuldverschreibungen ausgegeben wurden. 
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Angaben und Hinweise zur Hauptversammlung 

 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts 

 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nach § 10 

der Satzung der Gesellschaft diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines 

Nachweises ihres Anteilsbesitzes bis spätestens 13. August 2024, 24:00 Uhr (MESZ), unter 

der folgenden Anschrift oder E-Mail-Adresse in Textform (§ 126b BGB) in deutscher anmelden: 

 

Staige One AG 

c/o AAA HV Management GmbH 

Am Stadion 18-24 

51465 Bergisch Gladbach 

E-Mail: staige2024@aaa-hv.de 

 

Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung 

des Stimmrechts reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes in Textform durch den 

Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich 

auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung, d.h. auf den 

29. Juli 2024, 24:00 Uhr (MESZ), beziehen (Nachweisstichtag). Die Anmeldung muss der 

Gesellschaft unter Vorlage des Nachweises des Anteilsbesitzes unter oben genannter 

Adresse oder E-Mail-Adresse bis zum Ablauf des 13. August 2024, 24:00 Uhr (MESZ), 

zugehen. 

 

Nach Zugang der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes werden den 

teilnahmeberechtigten Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Wir 

bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und die Übersendung ihres Nachweises des 

Anteilsbesitzes an die Gesellschaft unter vorgenannter Adresse Sorge zu tragen.  

 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die 

Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer einen Nachweis des Anteilsbesitzes zum 

Nachweisstichtag erbracht hat. Der Nachweisstichtag hat keine Auswirkungen auf die 

Veräußerbarkeit der Aktien und ist kein relevantes Datum für eine eventuelle 

Dividendenberechtigung. 

 

Stimmrechtsvertretung 

 

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen 

Bevollmächtigten, z. B. durch einen Intermediär (z.B. Kreditinstitut), einen Stimmrechtsberater, 

eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person seiner Wahl, ausüben lassen. Auch im 

Fall einer Bevollmächtigung sind eine fristgerechte Anmeldung und der Nachweis der 
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Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 

erforderlich. 

 

Wenn weder ein Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater oder eine 

andere Person oder Institution im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG bevollmächtigt wird, bedürfen 

die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft der Textform (§ 126 b BGB). 

 

Die Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater 

oder eine andere Person oder Institution im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG mit der 

Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen 

die zu bevollmächtigende Institution oder Person möglicherweise eine besondere Form der 

Vollmacht verlangt, weil diese gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. 

Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über die 

Form der Vollmacht abzustimmen. 

 

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet werden kann, befindet sich auf 

der Eintrittskarte, welche den Aktionären nach der oben beschriebenen form- und 

fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird. Dieses steht auch unter  

 

https://finanzen.staige.com/hauptversammlung 

 

zum Herunterladen zur Verfügung. 

 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann am Tag der Hauptversammlung durch den 

Bevollmächtigten am Versammlungsort erbracht werden. Ferner kann der Nachweis der 

Bevollmächtigung der Gesellschaft an die nachstehende Adresse oder E-Mail-Adresse 

übermittelt werden: 

 

Staige One AG  

c/o AAA HV Management GmbH 

Am Stadion 18-24 

51465 Bergisch Gladbach 

E-Mail: staige2024@aaa-hv.de 

 

Als Service bieten wir unseren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte, 

weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter mit der Stimmrechtsausübung zu bevollmächtigen. 

Auch im Fall einer Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter sind eine fristgerechte 

Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 

zur Ausübung des Stimmrechts erforderlich. Soweit die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt werden, müssen diesen in jedem Falle Weisungen für die 

Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, 

weisungsgemäß abzustimmen. Ihnen steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein eigener 

Ermessensspielraum zu. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen keine 
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Vollmachten zur Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur 

Ausübung des Rede- und Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen.  

 

Ein Formular, das zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft verwendet werden kann, erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte, 

welche nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird: 

das Formular steht auch unter  

 

https://finanzen.staige.com/hauptversammlung 

 

zum Herunterladen zur Verfügung. 

 

Die Vollmacht mit den Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und ihr 

Nachweis gegenüber der Gesellschaft sollen aus organisatorischen Gründen spätestens bis 

18. August 2024, 24:00 Uhr (MESZ) bei der vorstehenden Adresse eingegangen sein. 

 

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemeldeten und in der Hauptversammlung 

erschienenen Aktionären, Aktionärsvertretern bzw. deren Bevollmächtigten an, die 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft auch während der Hauptversammlung mit der 

weisungsgebundenen Ausübung des Stimmrechts zu bevollmächtigen. 

 

Ergänzungsverlangen von Aktionären 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5 %) des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000,- erreichen (das entspricht 500.000 Stückaktien), können 

gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 

bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 

Beschlussvorlage beiliegen. Ergänzungsverlangen müssen der Gesellschaft mindestens 24 

Tage vor der Versammlung schriftlich zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der 

Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist also der 

26. Juli 2024, 24:00 Uhr (MESZ). Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht 

berücksichtigt. 

 

Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir an die folgende Adresse zu übermitteln: 

 

Staige One AG  

Vorstand 

Hafenstraße 100 

45356 Essen 

 

Die Antragsteller haben nach § 122 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 122 Abs. 1 Satz 3 AktG 

nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens 

Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den 

Antrag halten. 
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Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden - soweit nicht bereits mit der 

Einberufung bekannt gemacht - unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 

Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem unter der Internetadresse 

 

https://finanzen.staige.com/hauptversammlung 

 

bekannt gemacht. 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären  

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären im Sinne von §§ 126, 127 AktG sind 

ausschließlich an folgende Adresse zu richten:  

 

Staige One AG  

Vorstand 

Hafenstraße 100 

45356 Essen 

 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht zugänglich 

gemacht. 

 

Vorbehaltlich den in § 126 Abs. 2 und 3 AktG sowie in § 127 AktG genannten Gründen werden 

wir zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 

einschließlich des Namens des Aktionärs und einer etwaigen Begründung sowie etwaige 

Stellungnahmen der Verwaltung hierzu im Internet unter  

 

https://finanzen.staige.com/hauptversammlung 

 

veröffentlichen, wenn diese bis spätestens 05. August 2024, 24:00 Uhr (MESZ) bei der 

vorstehenden Anschrift eingehen. 

 

Information zum Datenschutz für Aktionäre 

 

Die Staige One AG als "Verantwortlicher" im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-

Grundverordnung (DS-GVO) erhebt zur Vorbereitung und Durchführung ihrer 

Hauptversammlung personenbezogene Daten der Aktionäre und etwaiger Aktionärsvertreter 

(insbesondere Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der 

Aktien, Nummer der Eintrittskarte, gegebenenfalls Name, Vorname, Anschrift und E-Mail-

Adresse des vom jeweiligen Aktionär ggf. benannten Aktionärsvertreters) auf Grundlage der 

in Deutschland geltenden Datenschutzbestimmungen, um den Aktionären und 

Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu 

ermöglichen und einen rechtmäßigen und satzungsgemäßen Ablauf der Verhandlungen und 
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Beschlüsse der Hauptversammlung sicherzustellen. Soweit die Staige One AG diese Daten 

nicht von den Aktionären und/oder etwaigen Aktionärsvertretern erhält, übermittelt die ihr 

Depot führende Bank diese personenbezogenen Daten an die Staige One AG. 

 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre und etwaiger 

Aktionärsvertreter ist für die Durchführung der Hauptversammlung zwingend erforderlich. 

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c DS-GVO 

i.V.m. §§ 123, 129, 135 AktG. 

 

Zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung beauftragt die Staige One AG 

verschiedene Dienstleister und Berater. Diese erhalten nur solche personenbezogenen Daten, 

die zur Ausführung des jeweiligen Auftrags erforderlich sind. Die Dienstleister und Berater 

verarbeiten diese Daten ausschließlich nach Weisung der Staige One AG. Im Übrigen werden 

personenbezogene Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Aktionären und 

etwaigen Aktionärsvertretern zur Verfügung gestellt (z.B. Einsichtnahme in das 

Teilnehmerverzeichnis, vgl. § 129 Abs. 4 AktG). 

 

Die personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange dies gesetzlich geboten ist oder 

die Gesellschaft ein berechtigtes Interesse an der Speicherung hat, etwa im Falle gerichtlicher 

oder außergerichtlicher Streitigkeiten aus Anlass der Hauptversammlung. Anschließend 

werden die personenbezogenen Daten gelöscht. 

 

Unter den gesetzlichen Voraussetzungen, deren Vorliegen im Einzelfall zu prüfen sind, haben 

Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter das Recht, Auskunft über die Verarbeitung ihrer 

personenbezogenen Daten, Berichtigung oder Löschung Ihrer personenbezogenen Daten 

oder die Einschränkung der Verarbeitung zu beantragen sowie ihre personenbezogenen 

Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format 

(Datenübertragbarkeit) zu erhalten. Unter den gesetzlichen Voraussetzungen, deren Vorliegen 

im Einzelfall zu prüfen ist, haben Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter auch das Recht, 

Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen. 

 

Diese Rechte können Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter unter den folgenden 

Kontaktdaten der Staige One AG geltend machen: 

 

Staige One AG 

Hafenstraße 100 

45356 Essen 

info@staige.com 

 

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der Staige One AG ist wie folgt erreichbar: 

 

Staige One AG 

Datenschutzbeauftragter: Alexander Hufendiek 

Kaninenberghöhe 50 

45136 Essen 
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München, im Juli 2024 

 

Staige One AG 

Der Vorstand 

 


